
1. Strafprozeßordnung - StPO

senschaften und die Leitungen der gesellschaftlichen 
Organisationen und die Kollektive der Werktätigen 
beseitigt, die Unduldsamkeit der Bürger gegenüber 
Straftaten verstärkt und neuen Straftaten vorge­
beugt wird.
(3) Mit der Lösung dieser Aufgaben trägt das Straf­
verfahren bei
- zum Schutz der sozialistischen Gesellschaftsord­

nung und ihres Staates und der Rechte und ge­
setzlich geschützten Interessen der Bürger vor 
Straftaten;

- zur Gestaltung der sozialistischen Beziehungen 
der Bürger zu ihrem Staat und im gesellschaftli­
chen Zusammenleben;

- zur Entwicklung der schöpferischen Kräfte des 
Menschen und der gesellschaftlichen Verhältnis­
se.

Anmerkung: Vgl. die Gemeinsame Anw. sowie den 
PrBOG zur höheren Wirksamkeit des Strafverfah­
rens. In der Einleitung heißt es:
„Die beschleunigte und konzentrierte Durchführung 
des Strafverfahrens trägt maßgeblich zu einer wirk­
samen Bekämpfung und Zurückdrängung der Krimi­
nalität bei. Dazu gehört, daß der Aufwand im Ein- 
zelverfahrcn im richtigen Verhältnis zu den Anfor­
derungen steht, die sich aus Tat, Person des Täters 
und den der Straftat zugrunde liegenden gesell­
schaftlichen Konflikten ergeben, um zu gewährlei­
sten, daß eine schnelle und wirksame staatliche Re­
aktion erfolgt.“
Die gleichlautenden Anleitungsdokumente sind aus- 
zugsw. abgedr. als Anm. nach §§93,95,98.101,102. 
121, 146, 147, 155, 187, 202, 219, 222, 242, 303 und 
340 StPO.

§3
Verpflichtung
zur Wahrung verfassungsmäßiger 
Grundrechte der Bürger
Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersu- 
chungsorganc haben die Grundrechte und die Wür­
de der Bürger zu achten und das Recht des Beschul­
digten oder des Angeklagten auf Verteidigung zu ge­
währleisten. Jeder Richter, jeder Staatsanwalt und 
jeder Mitarbeiter eines Untersuchungsorgans ist im 
Rahmen seiner Verantwortung verpflichtet, die ge­
setzlichen Voraussetzungen der im Strafverfahren 
erforderlich werdenden Beschränkungen der Frei­
heit, des Eigentums, der Unverletzlichkeit der Woh­
nung und anderer Räumlichkeiten sowie des Post- 
und Fernmeldegeheimnisses und ihre Notwendigkeit 
für die Durchführung des Strafverfahrens jederzeit 
zu prüfen.

Anmerkung: Vgl. Art. 99 Abs. 4 Verf. und Art. 4 
StGB.

§ 4
Unmittelbare Mitwirkung 
der Bürger am Strafverfahren
(1) Die Bürger nehmen in Verwirklichung ihres 
grundlegenden Rechts auf Mitgestaltung aller staat­
lichen und gesellschaftlichen Angelegenheiten aktiv 
und unmittelbar an der Durchführung des Strafver­
fahrens teil. Die Mitwirkung der Bürger dient der all- 
seitigen und unvoreingenommenen Aufklärung der 
Straftaten, ihrer Ursachen und Bedingungen und der 
Persönlichkeit des Beschuldigten und des Angeklag­
ten zur Feststellung der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit und seiner weiteren Erziehung, der Mobili­
sierung der Bevölkerung zur Verhütung weiterer 
Straftaten und trägt dazu bei, das sozialistische 
Staats- und Rechtsbewußtsein zu entwickeln.
(2) Die Bürger wirken insbesondere als Schöffen, 
Vertreter der Kollektive, gesellschaftliche Ankläger 
und gesellschaftliche Verteidiger und durch Über­
nahme von Bürgschaften unmittelbar am Strafver­
fahren mit.

Anmerkung: Vgl. insbes. §§ 36, 37 und 52-57 StPO.

(3) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersu­
chungsorgane haben die unmittelbare Mitwirkung 
der Bürger am Strafverfahren zu gewährleisten.

Anmerkung: Vgl. Art. 21, 87 und 90 Verf. sowie 
Art. 6 StGB.

§ 5
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz •
(1) Im Strafverfahren ist die Gleichheit aller Bürger 
vor dem Gesetz zu gewährleisten. Niemand darf we­
gen seiner Nationalität, seiner Rasse, seines Glau­
bensbekenntnisses, seiner Weltanschauung oder we­
gen seiner Zugehörigkeit zu einer Klasse oder sozia­
len Schicht strafrechtlich verfolgt oder benachteiligt 
werden. Für jeden Bürger gelten die Vorschriften 
dieses Gesetzes gleichermaßen und unabhängig von 
der erhobenen Beschuldigung.
(2) Die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz erfor­
dert die allseitige Aufklärung der Straftat unter Be­
rücksichtigung der Unterschiede in der Entwicklung 
des Beschuldigten oder des Angeklagten als Voraus­
setzung für die einheitliche und gerechte Anwen­
dung des Strafrechts.

Anmerkung: Vgl. Art. 20 Abs. 1 Verf.. § 8GVG und 
Art. 5 StGB.

§ 6
Unantastbarkeit der Person
(1) Kein Bürger darf unbegründet einer Straftat be­
schuldigt oder außer unter den gesetzlich bestimm­
ten Voraussetzungen in seiner persönlichen Freiheit 
beschränkt werden.
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